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von hannes munzinger

V ier Zahlungen waren es. Zusammen
eine sechsstellige Summe für Her-
ren- und Damenbekleidung. Ein rus-

sischer Kunde. Eigentlich keine Besonder-
heit bei Bogner, der Münchner Modefirma.
Die Luxus-Skihosen, Lederjacken oder
Handtaschen haben ihren Preis. Da sieht
man es Kunden schon mal nach, wenn sie
beim Überweisen etwas schlampig sind,
die Rechnungsnummer vergessen oder so-
gar den Namen. Trotzdem wurde die Rech-
nung irgendwie bearbeitet. Und da ist es
dann vielleicht nicht weiter auffällig, wenn
nicht der Kunde selbst bezahlt, sondern ei-
ne Firma mit Sitz in London, von einem
Konto in Lettland. Die Buchhalter bei Bog-
ner machte das jedenfalls offenbar nicht
stutzig. Das Geldwäschegesetz verpflich-
tet nur ausgewählte Branchen zu besonde-
rer Sorgfalt. Zum Beispiel Finanzdienstleis-
ter, Anwälte oder Juweliere. Modeunter-
nehmen hingegen nicht. Die vier Überwei-
sungen an Bogner, weiß man aber heute,
waren offenbar russisches Schwarzgeld.
Und jetzt war das Geld gewaschen und in
Umlauf. Im November 2013 war das.

Im Jahr darauf deckten Journalisten
des Organized Crime and Corruption Re-
porting Project (OCCRP, siehe Kasten un-
ten) ein gigantisches Geldwäsche-System
auf, das mutmaßlich von Russland aus ge-
steuert wurde. Sie nannten es „The Russi-
an Laundromat“ – die russische Waschma-
schine. Dem OCCRP und der russischen Ta-
geszeitung Nowaya Gazeta wurden seither
Daten zugespielt, die Einblick in die Mecha-
nik des Geldwäsche-Systems ermögli-
chen. Medien aus 32 Ländern, darunter die
Süddeutsche Zeitung und der britische Gu-
ardian, haben die Daten gemeinsam ausge-
wertet.

Sie zeigen, dass in den Jahren 2010 bis
2014 Schwarzgeld in Höhe von mindestens
20,7 Milliarden US-Dollar aus Russland in
die Europäische Union flossen. Und sie le-
gen nahe, dass die tatsächliche Summe
noch weitaus größer gewesen sein dürfte.

Wer besitzt so viel Geld, und warum
muss er es ins Ausland bringen? „Offen-
sichtlich war es entweder gestohlenes Geld
oder aus krimineller Herkunft“, sagt eine
Direktorin der lettischen Finanzmarktauf-
sicht, nachdem sie vom OCCRP auf die Sa-
che aufmerksam gemacht worden war. Die
Aufklärer vermuten eine Gruppe sehr rei-
cher Oligarchen als Hintermänner – reich
auch an politischem Einfluss. Das Geld
wurde immer auf dieselbe aufwendige Wei-
se verschoben: Die Drahtzieher nutzten
zwei Briefkastenfirmen in Großbritanni-
en, die von bezahlten Scheindirektoren ge-
leitet wurden. Dann schlossen die beiden
einen Vertrag miteinander. Die eine Firma

gewährte der anderen einen Millionen-Kre-
dit. Als Bürgen setzten sie einen moldaui-
schen Strohmann ein und eine dritte Fir-
ma mit Sitz in Russland. Auf deren Konten
lag das Schwarzgeld.

Doch der Kredit wurde nie ausbezahlt,
es war ein klassisches Scheingeschäft. Das
hinderte die Drahtzieher allerdings nicht,
von der Schuldner-Firma eine Rückzah-
lung zu fordern. Da neben der russischen
Firma auch der Moldauer bürgte, zogen sie
vor ein moldauisches Gericht. Dort urteil-
ten die Richter prompt: Die Bürgen müss-
ten einspringen. Die Sache war nur, dass
die Richter vermutlich bestochen waren
und wussten, dass das Ganze ein Scheinge-
schäft war. Wie auch immer: Die russische
Firma überwies das Schwarzgeld auf Kon-
ten der moldauischen Moldindconbank.
Die richterliche Anordnung gab allem den
legalen Anstrich. Gerichtsvollzieher leite-
ten das Geld weiter auf Konten, die die briti-
sche Briefkastenfirma bei der lettischen
Trasta Komercbanka eröffnet hatte. Damit
war das Geld in der EU. Nun konnte es wei-
terverteilt und ausgegeben werden. Auch
in Deutschland.

In einem Datensatz von etwa 70 000
Überweisungen konnte die Süddeutsche
Zeitung 662 Fälle identifizieren, in denen
das Geld von den lettischen Konten ge-
nutzt wurde, um in Deutschland Rechnun-
gen zu bezahlen. Firmen oder Menschen
aus Russland, der Ukraine oder Weißruss-
land kauften Produkte im Einzelhandel
oder ließen sich Waren liefern. Die Bezah-
lung übernahmen immer die Briefkasten-
firmen. 66,5 Millionen US-Dollar landeten
auf diesem Weg in den Büchern deutscher
Unternehmen oder bei Privatpersonen.
Die Liste liest sich wie ein Luxus-Einkaufs-
zettel: Rolex-Uhren für eine halbe Million,
getunte Autos, teure Kleidung.

Bei Bogner bestreitet man nicht, das
Geld erhalten zu haben. Man habe aber kei-
nen Anlass gesehen, an der Legalität der
Zahlungen zu zweifeln. Obwohl eine briti-
sche Briefkastenfirma für einen der weni-
gen russischen Vertragspartner bezahlte?
Bogner lässt mitteilen, dass man sich reor-
ganisiere, „um auch Transparenz und Risi-
kosteuerung zu optimieren“.

Aber Bogner war bei Weitem nicht al-
lein. Die Geldwäscher finanzierten neben
Luxusartikeln auch den Import von Ma-
schinen- und Anlagenteilen, Lebensmit-
teln oder Baustoffen nach Russland. Ein
deutscher Lebensmittelkonzern verschick-
te 15 Tonnen Blätterteig nach Moskau. Der
Chemie-Riese BASF verkaufte Lacke im
Wert von mehr als 1,6 Millionen Euro. Das
Unternehmen teilt mit, man habe keine
Verdachtsmomente gegen die Auftragge-
ber gehabt.

Einer der Hintermänner ist offenbar Ale-
xeij Krapivin. Er soll die höchsten Zahlun-
gen aus dem System erhalten haben. Meh-
rere Hundert Millionen Dollar. Viel ist nicht
über ihn bekannt. Sein Vater war ein Bera-
ter und alter Freund Wladimir Jakunins,
der lange die russischen Staatsbahnen leite-
te und immer wieder dem Vorwurf ausge-
setzt war, staatliche Aufträge in Millionen-
höhe an unbekannte Unternehmen zu ver-
geben, die ihre wahren Eigentümer ver-

schleierten. Jakunin gilt als enger Freund
des russischen Staatschefs Wladimir Putin
und wurde nach der russischen Annexion
der Krim mit US-Sanktionen belegt.

Viele der deutschen Unternehmen, die
in dem Datensatz auftauchen, sind nicht
bereit, die Namen der Käufer und Ge-
schäftspartner offenzulegen. Der Münch-
ner Elektronikkonzern Rohde & Schwarz,
Hersteller von Überwachungstechnologie
für Polizei, Militär und Geheimdienste, teil-
te mit, man richte sich bei allen Aktivitäten
nach geltenden Gesetzen und Vorgaben.
Das Unternehmen soll den russischen Fir-
men, hinter denen die mutmaßlichen Geld-
wäscher stehen, Waren im Wert von mehr
als 950 000 Euro verkauft haben.

Wer der Spur des Geldes quer durch
Deutschland folgt, stößt aber auch auf mit-
telständische Familienbetriebe, viele Zwi-
schenhändler, zum Beispiel für Industrie-
bedarf. Am Telefon klingt ein Geschäfts-
führer verunsichert, er könnte viel erzäh-

len, werde das aber nicht tun. Auf weitere
Anfragen reagiert er nicht mehr. Andere er-
zählen freimütig, weit mehr Zahlungen er-
halten zu haben als zunächst ersichtlich.
Wieder andere, unauffällige Kleinunter-
nehmen, leisten sich teure Medienanwäl-
te, die alle Nachfragen kategorisch abblo-
cken. Ermittlungen deutscher Behörden
zu diesen Fällen sind bislang nicht be-
kannt. Das Bundeskriminalamt teilte ledig-
lich mit, man habe keine Erkenntnisse
über dieses Geldwäschesystem.

In Moldau versuchen unterdessen Er-
mittler des nationalen Zentrums gegen
Korruption, die Betreiber der Geldwasch-
maschine vor Gericht zu bringen. 14 betei-
ligte Richter haben sie bereits angeklagt.

Ihnen wird vorgeworfen, vorsätzlich
rechtswidrige Urteile gefällt und an Geld-
wäsche mitgewirkt zu haben. Gegen vier
Gerichtsvollzieher und sieben Mitarbeiter
der Moldindconbank wird ebenfalls ermit-
telt. Über Konten dieser moldauischen
Bank flossen allein fünf der 20,7 Milliar-
den Dollar von der Russischen Landbank
(RZB). In deren Direktorium wiederum saß
zu dieser Zeit ein Cousin des russischen
Präsidenten: Igor Putin.

In Moskau ist man offenbar verärgert
wegen der Ermittlungen. Laut einer Erklä-
rung des moldauischen Parlaments wur-
den in den vergangenen Monaten 25 mol-
dauische Beamte, Militärangehörige, pro-
europäische Politiker und sogar der Chef
des nationalen Zentrums gegen Korrupti-
on an russischen Grenzen oder Flughäfen
festgesetzt und stundenlang verhört. Das
moldauische Parlament jedenfalls geht da-
von aus, dass diese Vernehmungen kein Zu-
fall waren.

Das Organized Crime and Corruption Re-
porting Projekt (OCCRP) ist ein Netzwerk
investigativer Journalisten mit dem Fokus
auf Osteuropa und Russland. Es wird unter
anderem von der Open Society Foundati-
on des amerikanischen Investors George
Soros, dem US-Außen- und Entwicklungs-
hilfeministerium sowie von Google finanzi-
ell unterstützt. Die Süddeutsche Zeitung
arbeitete bei dieser Recherche mit dem
Netzwerk zusammen.  SZ

E s dauert noch etwas mehr als ein
Jahr, dann werde ich sechzig Jahre
alt sein. Das allein ist sicher keine

Nachricht. Warum ich trotzdem darüber
schreibe, hat damit zu tun, dass auch die
Europäische Gemeinschaft 60 wird. Am
25. März 1957 wurden die Römischen Ver-
träge von den sechs Gründerländern (Itali-
en, Deutschland, Frankreich, den Nieder-
landen, Belgien und Luxemburg) unter-
zeichnet. Ich bin also, mit anderen Worten,
fast so alt wie das einzige politische Projekt
in der Geschichte, das unserem Kontinent
eine so lange Zeit des Friedens gesichert
hat – und mir selbst eine akzeptable Exis-
tenz, zumindest in moralischer Hinsicht:
Es ist eine Sache, Probleme zu haben (Wirt-
schaftskrise, Arbeitslosigkeit), und eine an-
dere, dieselben Probleme zu haben und au-
ßerdem noch an die Front zu müssen und
andere Menschen zu töten. Das hat mir –
obwohl ich an keinen Gott glaube – zumin-
dest erlaubt, relativ ruhig zu schlafen.

Seit die Europäische Union entstand,
hat sie mehrmals den Namen gewechselt
(meiner blieb unglücklicherweise gleich),
was eine gewisse Lebendigkeit ihres Cha-
rakters bezeugt. Vor allem aber ist sie viel
größer geworden. Von sechs Mitgliedern
ist sie bei 28 angekommen. Von denen hat
sich Großbritannien kürzlich davonge-
macht und sich dabei im Inneren gespal-
ten. Nun sieht das Land beträchtlichen
Steuererhöhungen entgegen (so hat es Pre-
mierministerin Theresa May angekün-

digt), von denen ich bezweifle, dass sie den
Bürgern des Vereinigten Königreiches ge-
fallen werden. Aber, wie es so schön heißt:
„So wie man sich bettet, so liegt man.“ Be-
merkenswert bleibt, dass sich die EU nicht
durch mehr oder weniger gewaltsame An-
nexionen vergrößert hat, sondern in einem
freien, demokratischen Prozess. Die Adjek-
tive sind keine Phrase: Die Staaten und ih-
re öffentliche Meinung haben entschie-
den, Teil dieser Gemeinschaft zu sein, mit
allen Vorteilen und möglichen Nachteilen
– genau wie ich einst beglückt entschieden
habe, mich der Literatur zu widmen, mit al-
len wirtschaftlichen Konsequenzen.

Natürlich weiß ich, dass mit 60 die Ge-
sundheit heimtückischen Attacken ausge-
setzt sein kann. Die Beschwerden machen
sich bemerkbar, sinnlos darum herumzu-
reden. Konnte ich vor zwei, drei Jahrzehn-
ten beim Schreiben noch viele Stunden am
Stück sitzen, so habe ich heute Rückenpro-
bleme und muss die Arbeit oft unterbre-
chen, um die Gelenke zu lockern. Dafür bie-
tet sich der Garten an, dem es heute weit
besser geht als früher, weil ich ihm in den

Pausen die Pflege schenke, die er immer
verdient hätte, auch als der Rücken noch in
Bestform war und die Zeit in angenehmem
Reisetempo verging.

Ich will damit nicht andeuten, dass in
dem Alter, das die EU erreicht hat, also in
meinem eigenen, das Altern nicht ein er-
hebliches Ärgernis bedeuten kann. Es ist
allzu offenkundig, dass man sich mit 20
viel mehr amüsiert, gar nicht zu reden vom

Sex. Dennoch, in unserem Alter (meinem
und dem der EU), ist man sich klarer be-
wusst, dass Grundrechte sehr schwer zu er-
ringen sind, dass aber ein Augenblick der
Ablenkung reicht, um sie auf einen Schlag
zu verlieren. Und wenn man die Vergangen-
heit anschaut, auch nach nur 60 Jahren,
versteht man, dass ich nicht scherze. Man
denke an die Möglichkeit, sich in ganz Euro-
pa frei zu bewegen ohne lächerliche Visa

und Stempel im Pass (dabei wende ich
mich besonders an jene, die in der Ex-
DDR, in Polen oder Ungarn geboren wur-
den). Man denke an die frühere Wirt-
schaftslage vieler Mitgliedsländer der EU,
einschließlich meines eigenen. Als Kind
hatte ich in Kalabrien viele Klassenkamera-
den, die barfuß zur Schule kamen. Und
dies nicht aus Unangepasstheit. Man den-
ke an Diskriminierungen generell, an das
allgemeine Empfinden, das Frauen und Ho-
mosexuelle an den Rand der Gesellschaft
verwies, und daran, dass es die viel ge-
schmähten europäischen Direktiven wa-
ren, die uns dazu gebracht haben, dies al-
les zu überwinden.

Jemand wird mich jetzt sicher an viele
andere EU-Direktiven zu erinnern: über
die Größe von Zucchini, das Funktionieren
von Staubsaugern und vieles andere mehr.
Ja, das war Blödsinn auf höchstem Niveau.
Aber vergleicht man es mit dem Rest, war
es eben nur das: Blödsinn. Enthalten viel-
leicht nationale deutsche, italienische oder
holländische Gesetze nicht ähnlichen
Quatsch?

Und dann das Thema Einwanderung,
das große Totem unsere Zeit. Ein Totem,
so stark, dass es einen großen Teil der euro-
päischen Öffentlichkeit dazu getrieben
hat, zwischenmenschliche Beziehungen
als Frage der Bautechnik zu sehen: Mau-
ern hochziehen, Brücken abreißen, Türen
und Fenster schließen.

Es ist klar, dass wirtschaftliche Unsi-
cherheit, Arbeitslosigkeit und Terroris-
mus Angst machen. Und unter Angst re-
agiert man nicht immer rational. Lassen
Sie es sich von dem Herzkranken sagen,
der in mir steckt: Wenn er allein mitten in
der Nacht aufwacht und die Gedanken
nichts davon wissen wollen, rational zu
sein. Wenigstens am Tag jedoch weigert
sich der fast 60-Jährige, der ich bin, sich
von diesen Ängsten beherrschen zu lassen
und aus ihnen ein Schild zu machen, um an-
dere abzuwehren. Nicht weil er edel und
mutig wäre, sondern weil er weiß, oder zu
wissen glaubt, dass es das Problem nicht
löst, anderen die Tür vor der Nase zuzu-
schlagen, sich zu Hause einzuschließen
und zu lamentieren. Das Problem hat man
trotzdem, und es nützt nichts, sich der
Angst zu überlassen. Hingegen kann es hel-
fen, ein paar Pillen zu schlucken, auch
wenn sie nicht besonders gut schmecken.

Ich will niemandem irgendeine Predigt
halten – erst recht nicht dem Herzkranken
von oben. Es reicht daran zu denken, dass
meine ersten 60 Jahre bei Weitem angeneh-
mer waren, als jene, die das Schicksal mei-

nem Vater zugedacht hatte. Das weckt in
mir den Wunsch, nach Brüssel zu reisen
und allen Abgeordneten die Hand zu schüt-
teln, die wir ins EU-Parlament gewählt ha-
ben. Sogar denen, die jeden Tag auf den Tel-
ler spucken, von dem sie all die Jahre geges-
sen haben. Sogar einem, wie dem ungari-
schen Ministerpräsidenten, der vergessen
haben muss, wie schön und fröhlich Buda-
pest war, als die Berliner Mauer noch stand
und seine Landsleute ins Ausland flohen,
um dort ihr Leben neu zu beginnen.

Vielleicht würde ich nur dem Abgeord-
neten Matteo Salvini nicht die Hand schüt-
teln wollen, dem Führer der italienischen
Lega Nord und überzeugtem Anti-Europä-
er. Aber nicht aus Feindseligkeit, sondern
einfach, weil er nicht da wäre. Auch wenn
er eine angemessene Entschädigung er-
hält, bleibt er in sturer Folgerichtigkeit fast
80 Prozent der Parlamentssitzungen fern.

Aus dem Italienischen von Andrea Bachstein.

Russische
Waschmaschine

Zwielichtige Hintermänner, Scheingeschäfte
und ehrbare Kaufleute – wie mutmaßliches

Schwarzgeld in die Kassen deutscher Firmen kam

OCCRP

Mindestens 27 deutsche Banken sollen
Geld verwaltet haben, das russische Geld-
wäscher in den Jahren 2010 bis 2014 nach
Europa schleusten. Geld im Wert von 66,5
Millionen US-Dollar floss nach SZ-Recher-
chen auf die Konten deutscher Institute.
Die Überweisungen kamen stets von der
moldauischen Moldindconbank oder der
lettischen Trasta Komercbanka. Beide ste-
hen im Zentrum eines als „Russian Laun-
dromat“ (Russische Waschmaschine) be-
kannt gewordenen Geldwäsche-Schemas.

Die Commerzbank soll mit 27,4 Millio-
nen Dollar die in Deutschland größte Sum-
me erhalten haben; dies geht aus Daten
hervor, die der Süddeutschen Zeitung vor-
liegen. Die Bank wollte die Vorwürfe auf
Anfrage nicht kommentieren. Die soge-
nannte Compliance, also das Regelwerk
zur Vermeidung unethischen oder illega-
len Handelns, habe bei der Commerzbank
einen hohen Stellenwert, teilte eine Spre-
cherin mit. Transaktionen würden über-
wacht und im Verdachtsfall den Behörden
gemeldet. Verdacht aber hätte die Com-
merzbank schöpfen können: Allein 23 Mil-
lionen US-Dollar überwiesen dieselben
fünf Briefkastenfirmen auf 63 verschiede-
ne Konten. Die Namen der Firmen wurden
bereits 2014 bekannt, als das Journalisten-
Netzwerk OCCRP Ermittlungsakten veröf-
fentlichte, in denen sie auftauchen.

Auch der Deutschen Bank soll der Geld-
wäsche-Ring hohe Summen auf die Kon-
ten gespült haben, rund 24 Millionen US-
Dollar. Das Unternehmen lässt mitteilen,
seine „Systeme in erheblichem Umfang ge-
stärkt und Kontrollen ausgebaut zu ha-
ben“. Seit 2015 habe man 1000 neue Mitar-
beiter in den Bereichen Compliance und
„Anti-Financial-Crime“ eingestellt. Aber
auch ihre Geschäftsbeziehungen zu den
Skandalbanken in der Republik Moldau
und in Lettland werfen Fragen auf. Die
Deutsche Bank war für beide als sogenann-
te Korrespondenzbank tätig. Korrespon-
denzbanken regeln für nationale Kreditin-
stitute beispielsweise den internationalen
Zahlungsverkehr. 2013 zog sich die ameri-
kanische Großbank JP Morgan Chase auf
Druck der US-Bankenaufsicht aus dem
Korrespondenzgeschäft mit lettischen In-
stituten zurück. Das dortige Bankensys-
tem hatte damit auch offiziell den Ruf, ein
Dorado für Geldwäscher zu sein. Die Tras-
ta Komercbanka war schon durch den
wohl größten Steuerbetrug in der russi-
schen Geschichte, den sogenannten Mag-
nitsky-Fall, in die Schlagzeilen geraten.
Für die Deutsche Bank hingegen blieb der
Trasta Komercbanka treu, bis die Bank we-
gen „riskanter und reputationsschädigen-
der Kreditgeschäfte“ von der lettischen Fi-
nanzaufsichtsbehörde im August 2015 ver-
warnt wurde.

Was der Deutschen Bank zu riskant wur-
de, sah die Bayerische Landesbank nun wo-
möglich als Chance. Für „einen kurzen Zeit-
raum Ende 2015 bis Anfang 2016“ war sie
mit der Trasta im Geschäft, Geld sei aber
nie geflossen, betont die Bayern-LB. War-
um die Bank, die zu drei Vierteln dem Frei-
staat Bayern gehört, zu größeren Risiken
bereit war als eine Privatbank, wollte die
Bayern-LB nicht kommentieren. Ende Ja-
nuar 2016 verbot die lettische Aufsichtsbe-
hörde der Trasta alle Transaktionen über
100 000 Euro. Im März 2016 entzog ihr die
Europäische Zentralbank die Lizenz. Damit
war auch das lettische Abenteuer der Bay-
ern-LB beendet.  hannes munzinger

Mario Fortunato, 59,
ist ein italienischer
Schriftsteller, der auch
in London und Berlin
gelebt hat. FOTO: IMAGO
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Es waren viele Direktiven
aus Brüssel, die
das Leben freier gemacht haben

Worauf es ankommt
Die Europäische Union wird 60 – ein Grund, sich zu erinnern,

wie gefährdet ihre Freiheiten sind. Von Mario Fortunato
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Auf den Konten russischer 
Firmen liegt Geld, das offenbar 
illegal erlangt wurde. Nun soll es 
gewaschen werden.
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Obwohl nie Geld geflossen ist, fordert die eine 
Briefkastenfirma eine Rückzahlung von der anderen. 
Weil der Moldauer für das Geschäft bürgt, klagt die 
eine Briefkastenfirma in der Republik Moldau. Dort 
entscheidet ein Richter, der mutmaßlich eingeweiht 
ist, dass die Schulden echt sind. Die ebenfalls 
bürgende russische Firma begleicht die Schulden 
dann mit ihrem Schwarzgeld. 

Für den Kredit zwischen den 
britischen Briefkastenfirmen 

bürgen die russische Firma, 
auf deren Konten das 

Schwarzgeld liegt, und ein 
moldauischer Staatsbürger. 

Jetzt kann das Geld ausgegeben werden. Für teure 
Uhren und andere Luxusgüter. Aber  beispielsweise 
auch für Maschinenteile und Chemikalien. Die 
Rechnungen bezahlt immer die britische 
Briefkastenfirma von ihrem Konto in Lettland.   

Die Drahtzieher nutzen zwei Briefkastenfirmen in 
Großbritannien, die eine gewährt der anderen 

einen Kredit über viele Millionen US-Dollar. Der 
Kredit wird aber nie ausbezahlt. 

So funktioniert 
das Geldwäsche-System
 

Das Schwarzgeld ist nun auf 
einem Konto einer 
moldauischen Bank. Ein 
Gerichtsvollzieher überweist es 
auf Konten, die die britische 
Briefkastenfirma in Lettland 
eröffnet hat. Damit ist es 
scheinbar legal in der EU 
angekommen.   
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Insgesamt 662 Fälle
konnten in Deutschland
nachverfolgt werden

Eine Bank ist beteiligt,
in deren Direktorium ein Cousin
Wladimir Putins saß

Das Geschäft mit dem lettischen
Institut ging weiter, trotz eines
großen Steuerbetrugs

AUSSENANSICHT

Schwarzgeld in Europa Mehr als 20 Milliarden Dollar dubioser Herkunft sind zwischen 2010 und 2014 aus Russland in die EU geflossen.
Mithilfe undurchsichtiger Briefkastenfirmen in Großbritannien und mutmaßlich korrupter Richter in der Republik Moldau wurde

das Geld auf legale Konten im Westen transferiert und dort zum Einkauf im großen Stil benutzt. Deutsche Unternehmen profitierten kräftig

Lettisches
Abenteuer

Deutsche Banken nahmen lange
Zeit fragwürdige Überweisungen an

DIZdigital: Alle Rechte vorbehalten – Süddeutsche Zeitung GmbH, München
Jegliche Veröffentlichung und nicht-private Nutzung exklusiv über www.sz-content.de

MuchM
SZ20170321S3895657

Newcomerpreis 2017

https://service3.szarchiv.de/hh03/hh03.ashx?req=pagepdf&bid=SZ20170321S3895657&uid=MuchM&usi=40542483&ugr=ugroup%5Fred%5Fsz&cr1=SZdigital%3A&cr3=S%FCddeutsche%20Zeitung%20Gmbh,%20M%FCnchen&apu=x&nav=2&z=Z42836
https://service3.szarchiv.de/hh03/hh03.ashx?req=nav&bid=navd.SZ..20170321.&uid=MuchM&usi=40542483&ugr=ugroup%5Fred%5Fsz&z=Z35046
https://service3.szarchiv.de/hh03/hh03.ashx?req=nav&bid=navd.SZ..20170321.&uid=MuchM&usi=40542483&ugr=ugroup%5Fred%5Fsz&z=Z88674
http://www.sz-content.de

